
notwendig ist, alle Formen der 
Tätigkeit der Volksvertretun­
gen zu qualifizieren “ die Vor­
bereitung und Durchführung 
der Plenartagungen, die Arbeit 
der Kommissionen und Aktivs 
und die Arbeit der Abgeord­
neten. Vor allem ist die Arbeit 
der Räte und deren Fach­
organe, vielfach für die Ver­
besserung der Tätigkeit der ge­
samten Volksvertretung ent­
scheidend. Die Räte sind nach 
den Bestimmungen der Ver-

Für die leitenden Organe der 
Partei und die Leitungen der 
Grundorganisationen ergeben 
sich aus der Forderung, die 
Arbeit der Volksvertretungen 
zu verbessern und die Autori­
tät der Abgeordneten zu er­
höhen, neue Aufgaben. Die 
SED-Stadtleitung Magdeburg 
hat zum Beispiel mit Hilfe der 
Parteiorganisationen in den 
Betrieben und Wohngebieten, 
mit Hilfe der Genossen in den 
Gewerkschaftsleitungen und 
den Ausschüssen der Nationa­
len Front den Stand der kom­
munalpolitischen Arbeit der 
Stadtverordnetenversammlung 
und des Rates der Stadt ana­
lysiert. Diese Analyse, in der 
die vielfältigen Hinweise und 
Vorschläge der Bürger berück­
sichtigt worden sind, war Ge­
genstand einer Beratung der 
Stadtleitung. Die Stadtleitung 
nahm darin Stellung zum 
Stand der staatlichen Leitungs­
tätigkeit auf dem Gebiet des 
Wohnungsbaus und der Wert­
erhaltung, des Berufsverkehrs, 
der Versorgung und Dienstlei­
stungen. Ihre Stellungnahme 
wurde in den Parteiorgani­
sationen behandelt und in der 
Presse veröffentlicht. Dadurch 
waren alle Genossen und alle 
gesellschaftlichen Kräfte zur 
Lösung der aufgeworfenen 
Probleme auf gerufen. Den Ge­
nossen in der Stadtverordne-

fassung verpflichtet, die Ent­
faltung der Tätigkeit der 
Volksvertretung zu sichern. 
Deshalb müssen sie die Abge­
ordneten rechtzeitig, umfas­
send und konkret informieren, 
damit sie in die Zusammen­
hänge und möglichen Auswir­
kungen der Probleme eindrin- 
gen und Entscheidungen tref­
fen können, die den gesamt­
staatlichen wie persönlichen 
Interessen der Bürger entspre­
chen.

tenversammlung wurde vor­
geschlagen, diese Stellung­
nahme in einer Plenarsitzung 
zu behandeln. Genossen Stadt­
verordnete und Ratsmitglieder 
erhielten Parteiaufträge zur 
Lösung bestimmter Aufgaben, 
die Referentenaktive der Par­
tei wurden entsprechend orien­
tiert. Bei dieser ganzen Arbeit 
mußte in den Parteiorganisa­
tionen klargestellt werden, daß 
die Verwirklichung der füh­
renden Rolle der Partei nicht 
bedeuten kann, daß die leiten­
den Parteiorgane oder die Lei­
tungen der Grundorganisatio­
nen die Lösung kommunalpoli­
tischer Probleme in die Hand 
nehmen. In den Parteiorgani­
sationen der Räte und deren 
Fachorgane ging es dabei vor 
allem darum, daß die Verant­
wortung der Volksvertretun­
gen als die gewählten Macht­
organe der Arbeiterklasse er­
höht werden muß.
Nachdem die Stadtverordneten­
versammlung entsprechende 
Beschlüsse gefaßt hat, kontrol­
liert das Sekretariat der Stadt­
leitung mit. zwei Arbeitsgrup­
pen, wie die Beschlüsse erfüllt 
werden. An diesem Beispiel 
zeigt sich, wie die Partei die 
Arbeit der Volksvertretungen 
und ihrer Organe politisch lei­
tet und nicht deren Arbeit 
übernimmt. Die Stadtleitung 
hat Parteiorganisationen aktiv

an der Ausarbeitung und 
Durchführung dieser Be­
schlüsse beteiligt und ideolo­
gische Fragen geklärt. Sie hat 
das bereits Erreichte kritisch 
gewertet, dabei die Hinweise 
der Bürger berücksichtigt und 
dafür gesorgt, daß sie in die 
Beschlüsse der Volksvertre­
tung eingehen. Zugleich hat 
sie die gesellschaftlichen 
Kräfte der Stadt mobilisiert, 
den Beschlüssen der Volks­
vertretung und dem Wort 
der Abgeordneten Gewicht ver­
liehen, deren Autorität er­
höht, so wie es der VIII. Par­
teitag allen Leitungen und 
Genossen der Partei zur Pflicht 
gemacht hat.
Wenn also im Rechenschafts­
bericht an den VIII. Parteitag 
gesagt wird, daß in der vor 
uns liegenden Zeit die Arbeit 
der Volksvertretungen verbes­
sert werden muß, dann han­
delt es sich um eine Grund­
frage des Sozialismus über­
haupt, um die Festigung der 
Herrschaft der Arbeiterklasse.
Die Volksvertretungen sind die 
Grundlage des einheitlichen 
Systems unserer Staatsmacht. 
Die Parteiorganisationen in 
den örtlichen Staatsorganen 
sollten deshalb dafür sorgen, 
daß dieser prinzipielle Aus­
gangspunkt bei allen Genossen 
und Kollegen klar ist. Das ist 
eine wichtige Voraussetzung, 
um die Hauptaufgabe des 
Fünf jahrplanes gemeinsam 
mit der Bevölkerung erfolg­
reich zu lösen.
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